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Beschluss

01/10
Der Landesparteitag möge beschließen:

Initiativen für bezahlbare Gewerbemieten und Schutz vor Verdrängung von Trägern sozialer Infrastruk-
turen

Initiativen für bezahlbare Gewerbemieten und Schutz vor Verdrängung von Trägern sozialer Infrastrukturen

 

Die Fraktion der SPD im Abgeordnetenhaus Berlin und die SozialdemokratischenMitglieder des Senats werden aufgefordert,
Initiativen bzw. gesetzliche Maßnahmen dahingehend zu ergreifen, dass

1. im Zweckentfremdungsverbot-Gesetz ein Ausnahmetatbestand eingeführt wird, soweit Wohnraum von sozialen Trägern
und Projekten bzw. von Einrichtungen der sozialen Infrastruktur (z. B. Arztpraxen) genutzt wird.

1. im Zweckentfremdungsverbot-Gesetz ein Ausnahmetatbestand eingeführt wird, soweit Wohnraum von sozialen Trägern
und Projekten bzw. von Einrichtungen der sozialen Infrastruktur (z. B. Arztpraxen) genutzt wird.

 

2. das Land Berlin sich auf Bundesebene für die Erweiterung des Milieuschutzes auch für kiezrelevantes Gewerbe, Einrichtun-
gen sozialer Träger und die Mieter von Einrichtungen der sozialen Infrastruktur einsetzt.

 

Weiterverfolgung:

LPT Beschluss: Erledigt durch Annahme „Initiative für bezahlbare Gewerbemieten und den Schutz von Trägern sozialer Infra-
struktur“ Neufassung AK
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